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Empêcher la diffusion en temps réel de
pornographie infantile et mettre un terme à
la prostitution infantile sur Internet (Po.
19.4105)

Criminalité

Die Fallzahlen von Cyberpädokriminalität stiegen seit Jahren an und befänden sich
gegenwärtig «auf einem Allzeithoch», so die Schätzungen des FBI und der UNO. Diese
Erkenntnis veranlasste Fabio Regazzi (cvp, TI) im Jahr 2019 dazu, mittels Postulat eine
Prüfung von rechtlichen und sonstigen Massnahmen zur Bekämpfung von sexuellem
Missbrauch von Kindern via Live-Streaming zu fordern. Als mögliche Massnahme solle
insbesondere der Einsatz von computergenerierten, künstlichen Bildern von Kindern
zur Anlockung potenzieller Täter geprüft werden. Dieser Ansatz habe sich in den
Niederlanden bereits seit 2014 als sehr effizient und wirksam entpuppt, sodass auch
Deutschland vorhabe, diesen künftig einzusetzen. Der Bundesrat sei sich der – durch
die Covid-19-Pandemie noch zusätzlich verstärkten – Zunahme von Pädokriminalität im
Internet und der deshalb grossen Relevanz von deren Bekämpfung sehr bewusst,
unterstrich Justizministerin Karin Keller-Sutter im September 2021 im Ratsplenum. Die
Bekämpfung von Pädokriminalität liege jedoch grundsätzlich in der Zuständigkeit der
Kantone, dies insbesondere seit der Rückübertragung bestimmter Aufgaben vom Bund
an die Kantone zu Beginn des Jahres 2021. Der Bundesrat vertrat die Meinung, dass
diese Rollenverteilung effizient und wirksam im Kampf gegen die Pädokriminalität sei
und dass daran festgehalten werden müsse. Aus diesem Grund beantragte er die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat nahm das Postulat Regazzi in der
Herbstsession 2021 entgegen diesem Antrag mit 146 zu 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
an. Die Zustimmung zum Postulat war parteilich breit abgestützt und vereinte
vorwiegend Nationalrätinnen und -räte der Grünen, der SP, der Mitte und der SVP. Die
Grünliberalen und die FDP lehnten das Postulat grösstenteils ab. 1

POSTULAT
DATE: 21.09.2021
CATALINA SCHMID

Im Sommer 2024 schrieb der Nationalrat im Rahmen des Berichts des Bundesrates
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2023 das Postulat
Regazzi (cvp, TI) zur Prüfung von Massnahmen zur Bekämpfung von sexueller Gewalt an
Kindern im Internet und Kindsmissbrauch via Live-Streaming ab. Der Bundesrat
verwies in seinem schriftlichen Antrag auf Abschreibung auf den im Dezember 2023
veröffentlichten Bericht zum Thema und betrachtete das Postulat somit als erfüllt. 2

POSTULAT
DATE: 05.06.2024
LUKAS LÜTOLF

Sexuelle Gewalt an Kindern im Internet. Was
macht das Bundesamt für Polizei? (Po.
19.4016)

Criminalité

Mittels Postulat forderte SP-Nationalrätin Yvonne Feri (AG) vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts zur Frage, was das Fedpol gegen die sexuelle Gewalt an
Kindern im Internet unternimmt. Konkret sollen der Umgang mit Verdachtsfällen aus
dem In- und Ausland, eine nationale Online-Meldestelle sowie die notwendigen Mittel
und Massnahmen zur Wahrnehmung und Bekämpfung von Pädokriminalität geprüft
werden. Ihren Vorstoss begründete die Postulantin einerseits mit der steigenden Zahl
der sexuellen Belästigungen an Kindern im Internet und andererseits mit dem Scheitern
einer wirksamen Bekämpfung der Cyberpädokriminalität in der Schweiz. Letzteres sei
darauf zurückzuführen, dass die dazu notwendigen personellen und technischen
Ressourcen auf Bundes- und Kantonsebene knapp seien und sich die Gesetzgebung auf
Kantonsgebiete beschränke, obschon das Internet keine geografischen Grenzen kenne.
Da viele Verdachtsfälle aus dem Ausland kämen, triagiert und den jeweiligen Kantonen
zugewiesen werden müssten, komme dem Fedpol als Schnittstelle zwischen dem
Ausland und den Kantonen eine wichtige Rolle zur Bekämpfung der
Cyberpädokriminalität zu. Die Stärkung des Fedpol in dieser Rolle sei somit notwendig. 
Wie Justizministerin Karin Keller-Sutter im Ratsplenum erklärte, liege die
Strafverfolgung von Pädokriminalität in der Zuständigkeit der Kantone. Das Fedpol

POSTULAT
DATE: 21.09.2021
CATALINA SCHMID
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nehme als Zentralstelle nur die Rolle des Koordinators ein und verfolge Verdachtsfälle
seit Beginn des Jahres nicht mehr selbst. Der Bundesrat sei der Ansicht, dass die
bestehende Rollen- und Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen eine wirksame
Bekämpfung der Cyberpädokriminalität auf nationaler und internationaler Ebene
gewährleisten könne und beantragte deshalb die Ablehnung des Postulats. In der
Herbstsession 2021 hiess der Nationalrat das Postulat entgegen dem Antrag des
Bundesrats mit 127 zu 62 Stimmen gut. 3

Der Bundesrat veröffentlichte in Erfüllung der Postulate Feri (sp, AG)  und Regazzi
(mitte, TI; Po. 19.4105) einen Bericht über die Massnahmen zur Bekämpfung von
sexueller Gewalt an Kindern im Internet und Kindsmissbrauch via Live-Streaming.
Federführend beim Bericht war das Fedpol in Zusammenarbeit mit den betroffenen
Bundesämtern, interkantonalen Konferenzen und Kantonspolizeien. Die Kompetenz für
die Bekämpfung der Pädokriminalität liege in erster Linie bei den zuständigen Behörden
in den Kantonen, welche zudem interkantonale Strukturen einsetzen würden, um die
Koordination auf strategischer und operativer Ebene zu verbessern, erklärte der
Bundesrat im Bericht. Zudem komme den Kantonspolizeien bei der Prävention eine
wichtige Rolle zu, wobei sie von der Schweizerischen Kriminalprävention (SKP), von
verschiedenen Initiativen des Bundes und von Nichtregierungsorganisationen
unterstützt würden. Weiter überwachten die Kantonspolizeien pädokriminelle
Netzwerke, und Polizistinnen und Polizisten würden auf Foren oder in Chats eingesetzt,
um potenzielle Täter und Täterinnen zu entlarven. Das Fedpol übernehme hingegen
Zentralstellenaufgaben wie die internationale Zusammenarbeit mit Europol und Interpol
sowie die Voranalyse der Verdachtsmeldungen des Nationalen Zentrums für vermisste
und ausgebeutete Kinder (NCMEC) aus den USA. Im internationalen Vergleich sei die
Organisation mit einer Zentralstelle für die internationale Koordination einerseits und
lokal ermittelnden Einheiten andererseits weit verbreitet, so die Regierung. Dabei
stosse man auch auf ähnliche Herausforderungen wie andere Staaten, vor allem beim
grenzüberschreitendem Zugang zu elektronischen Beweismitteln oder mangelnden
personellen Ressourcen. Im Bereich der digitalen Pädokriminalität seien die
internationale Zusammenarbeit und die Prävention die entscheidenden Faktoren. Der
Bundesrat werde daher seine Anstrengungen im Rahmen seiner subsidiären Rolle,
namentlich im Bereich der internationalen Koordination und Prävention, fortführen
und die entsprechenden multilateralen Entwicklungen aufmerksam verfolgen, versprach
er im Bericht. Ausserdem beteilige sich die Schweiz an den zurzeit laufenden
Verhandlungen zu einem UNO-Übereinkommen über die Cyberkriminalität. Darüber
hinaus sei das EJPD mit der Analyse beauftragt worden, welche Auswirkungen die
künftige EU-Verordnung betreffend Vorschriften zur Prävention und Bekämpfung des
sexuellen Missbrauchs von Kindern für die Schweiz haben werde. 4

RAPPORT
DATE: 08.12.2023
LUKAS LÜTOLF

Im Sommer 2024 schrieb der Nationalrat im Rahmen des Berichts des Bundesrates
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2023 das Postulat Feri
(sp, AG) «Sexuelle Gewalt an Kindern im Internet. Was macht das Bundesamt für
Polizei?» ab. Der Bundesrat hatte in seinem schriftlichen Antrag auf Abschreibung auf
den im Dezember 2023 veröffentlichten Bericht über die Massnahmen zur Bekämpfung
von sexueller Gewalt an Kindern im Internet und Kindsmissbrauch via Live-Streaming
verwiesen und den Vorstoss damit als erfüllt betrachtet. 5

POSTULAT
DATE: 05.06.2024
LUKAS LÜTOLF

1) AB NR, 2021, S. 1746 f.; Po. 19.4105
2) BBI, 2024 831 (S. 36)
3) AB NR, 2021, S. 1741; Po. 19.4016
4) Bericht BR vom 8.12.23; Medienmitteilung BR vom 8.12.23
5) BBI, 2024 831 (S. 36)
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